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Vorwort zur 4. Auflage 
 

Spätestens mit dem Haushaltsjahr 2012 haben alle Gemeinden und Landkreise in 

Mecklenburg-Vorpommern auf das „Neue kommunale Haushalts- und Rechnungssystem 

(NKHR M-V)“, die kommunale Doppik, umgestellt. Seit der 3. Auflage des Buches im 

Oktober 2015 erfolgte im Rahmen einer Evaluation des NKHR M-V im Mai 2016 eine 

Änderung des untergesetzlichen Regelwerks zur kommunalen Doppik, insbesondere der 

Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik und der Verwaltungsvorschriften und ihrer 

Anlagen. Die offiziellen Änderungsdokumente lauten „Verordnung zur Änderung der 

GemHVO-Doppik und der Gemeindekassen-Doppik vom 19. Mai 2016 (GVOBl. M-V 

S. 311) und Verwaltungsvorschrift zur Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik und 

Gemeindekassenverordnung-Doppik (GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V) vom 20. Mai 

2016 (AmtsBl. M-V S. 310). Die Vorschriften traten am 6.6.2016 in Kraft. 

 

Aus diesen Gründen wird nunmehr eine vollständig überarbeitete und aktualisierte 

Auflage vorgelegt, die den Rechts- und Praxisstand März 2018 berücksichtigt.  

 

Mit herzlichem Dank für die bisher aus den Reihen der Leser erfolgten Anregungen und 

Hinweise verbinden wir die aufrichtige Bitte, diesen Dialog auch für diese Auflage unse-

res Buches fortzusetzen.  

 

 

Ludwigslust, Neuruppin, Witten, Dortmund und Rheine, im März 2018 
 

Die Verfasser 
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Vorwort zur 1. Auflage 
 

Im November 2003 beschlossen die Innenminister der Länder in Jena, das kommunale 

Haushaltsrecht der Bundesländer grundlegend zu reformieren. Dabei lag die inhaltliche 

und zeitliche Ausgestaltung der Umsetzung bei den Ländern. Im Gegensatz zum weit-

gehend einheitlichen kameralen Haushaltsrecht ist daraus im Ergebnis eine rechtliche 

Vielfalt mit unterschiedlichen Buchungssystemen entstanden, die bei vielen Praktikern 

auf Unverständnis stößt und den Ruf nach Vereinheitlichung laut werden lässt. 

 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat in den Jahren 2005 bis 2007 die wesentlichen 

Weichenstellungen zu einem Neuen Kommunalen Haushaltsrecht (NKHR) getroffen. Der 

Landtag beschloss am 14.12.2007 im Rahmen eines „Gesetzes zur Reform des Gemein-

dehaushaltsrechts“ das „Gesetz zur Einführung der Doppik im kommunalen Rechnungs-

wesen“ sowie umfassende Änderungen der Kommunalverfassung und des Kommunal-

prüfungsgesetzes. Wie die meisten Bundesländer wird eine an die Bedürfnisse der 

Kommunalverwaltung angepasste doppelte Buchführung die Grundlage des neuen Rech-

nungswesens darstellen und damit die Kameralistik ablösen.  

 

Spätestens der Haushaltsplan des Jahres 2012 muss unter den Bedingungen des Neuen 

Kommunalen Haushaltsrechts aufgestellt und durchgeführt werden. Einige Kommunen 

sammeln als „Frühstarter“ bereits praktische Erfahrungen. 

 

In zahlreichen Fortbildungsveranstaltungen wurde der Wunsch nach einem Fachbuch 

laut, das sich mit den spezifischen Regelungen des NKHR in Mecklenburg-Vorpommern 

auseinandersetzt. Die vorhandene Literatur setzt überwiegend am Neuen Kommunalen 

Finanzmanagement (NKF) des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen an, das sich allerdings 

deutlich vom NKHR unterscheidet.  

 

Um diesem Wunsch zu entsprechen, bot sich die Zusammenarbeit erfahrener Fach-

autoren aus Nordrhein-Westfalen mit Praktikern aus Mecklenburg-Vorpommern an. 

Schwerpunkt ist nicht allein die neue Buchungssystematik, die insbesondere den kameral 

erfahrenen Praktiker einige Umstellung abfordert. Ausgehend von der Eröffnungsbilanz 

geht das Buch auf die Planung des Haushalts und seine Ausführung bis hin zur Rech-

nungslegung ein. 

 

Das Buch soll den mit der praktischen Einführung der Doppik betrauten Praktikern eine 

anschauliche Arbeitshilfe sein. Durch die Aufnahme praktischer Übungen mit Muster-

lösungen lässt sich das Buch aber auch für Zwecke des Studiums an der Fachhochschule 

und der Aus- und Fortbildung am Studieninstitut nutzen. 

 

Die teilweise kritische Würdigung der neuen Regelungen aus praktischer Sicht soll eine 

Weiterentwicklung des Haushaltsrechts unterstützen. 
 

 

Ludwigslust, Witten, Dortmund und Rheine, im August 2009 
 

Die Verfasser 
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Zu den Verfassern 
 

Christin Dittmann, Jahrgang 1972, schloss beim ehemaligen Landkreis Ludwigslust eine kauf-

männische Ausbildung ab und wurde als Organisatorin zur Verbesserung der Aufbau- und 

Ablauforganisation eingesetzt. Nach Mitwirkung am Verwaltungsmodernisierungsprozess von 

1995 bis 1998 u.a. in den Projekten Produkte, Controlling, Kosten- und Leistungsrechnung und 

Bürgerbüro war sie 1998 - 2010 als Controllerin, insbesondere für die sozialen Bereiche, tätig. 

Für die Zeit von Mitte 2006 bis Ende 2007 wurde sie vom Landkreis dem Innenministerium 

Mecklenburg-Vorpommern für das Gemeinschaftsprojekt NKHR-MV zur Einführung der Doppik 

im Land zur Verfügung gestellt. Von Mitte 2006 bis 2010 war sie Mitglied des Projektteams zur 

Einführung der Doppik beim ehemaligen Landkreis Ludwigslust. Sie absolvierte den Studiengang 

Verwaltungs-Diplom betriebswirtschaftlicher Fachrichtung an der Verwaltungs- und Wirtschafts-

Akademie Mecklenburg-Vorpommern e.V. und schloss 2007 mit dem Diplom ab. 2009 schloss 

sie außerdem einen Zertifikats-Lehrgang zum Kommunalen Bilanzbuchhalter mit Erfolg ab. Bis 

zur Kreisgebietsreform (September 2011) war sie als Chef-Controllerin beim Landkreis Ludwigs-

lust tätig. Von 2012 bis Mitte 2015 nahm sie beim neu gebildeten Landkreis Ludwigslust-

Parchim weiterhin Controllingaufgaben in der Stabsstelle Controlling wahr und übte zeitgleich 

die Funktion der stellvertretenden Betriebsleiterin des Eigenbetriebes Rettungsdienst aus. 

Daneben war sie 1,5 Jahre von 2014 bis Mitte 2015 Geschäftsführerin der Ludwigslust-

Parchimer Rettungsdienst gGmbH. Mitte 2015 kehrte sie wieder komplett zu ihren ursprüngli-

chen Wurzeln zurück und baute in der Stabsstelle Controlling des Landkreises Ludwigslust-

Parchim das Berichtswesen mit Hilfe einer Business-Intelligence-Software auf. Seit dem 1.1.2017 

leitet sie die Stabsstelle Controlling und IT des Landkreises. 

 

Wolfgang Dittmann, Jahrgang 1959, schloss 1983 sein Studium an der Fachhochschule für 

öffentliche Verwaltung NRW als Diplom-Verwaltungswirt ab. Er absolvierte 1989 den betriebs-

wirtschaftlichen Studiengang an der Verwaltungsakademie für Westfalen in Hagen und erwarb 

das Verwaltungs-Diplom betriebswirtschaftlicher Fachrichtung. Schwerpunkt seiner beruflichen 

Tätigkeit waren seit 1984 die Themen Personalverwaltung, Organisation und Datenverarbeitung 

bei der Fachhochschule Aachen, der Gemeinde Schalksmühle und der Stadt Soest. 1991 wech-

selte er zum Landkreis Ludwigslust und war dort für die Bereiche Organisation und Personal 

verantwortlich. Er wirkte aktiv an der Vorbereitung der Kreisgebietsreform 1994 mit. Nach der 

Reform war er beim Landkreis Ludwigslust zunächst für die Organisation verantwortlich und 

koordinierte hauptamtlich 1995 bis 1998 das Verwaltungsmodernisierungsprojekt „Landratsamt 

2000“. Von 1998 bis 2002 war er Organisationsmanager, von 2002 bis 2009 Leiter des Service-

dienstes Finanzen (seit 2004 Servicezentrum II) mit den Aufgabenschwerpunkten Kreiskasse und 

Vollstreckung. In dieser Funktion war er innerhalb des Doppik-Einführungsprojektes auch für die 

Organisation des Rechnungswesens verantwortlich. Ab 2010 bis zur Kreisgebietsreform leitete er 

den Fachdienst Personal, Organisation und IT. Nach der Kreisgebietsreform koordinierte er 

innerhalb der Verwaltung des Landkreises Ludwigslust-Parchim das Projekt Verwaltungsmoder-

nisierung. Seit dem 1.1.2017 leitet er den Fachdienst Rechnungs- und Gemeindeprüfung des 

Landkreises. Er lehrt an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie Mecklenburg-Vorpommern 

innerhalb der Themen der öffentlichen Betriebswirtschaft auch das NKHR im Rahmen des Rech-

nungswesens. 

 

Arne Kröger, Jahrgang 1972, begann 1989 seine Ausbildung beim damaligen Rat des Kreises 

Schwerin, nach der gesellschaftspolitischen Wende schloss sich von 1991 - 1993 der Vorberei-

tungsdienst für den mittleren Verwaltungsdienst beim Kreis Schwerin-Land sowie der Angestell-

tenlehrgang II begleitend zur Sachbearbeitertätigkeit Finanzen/Haushalt an. Nach der Kreis-

gebietsreform im Jahre 1994 wechselte er zunächst zum Landkreis Parchim, 1995 zum Landkreis 

Ludwigslust als Prüfer im Rechnungsprüfungsamt. 1997 wechselte er in den Bereich Kämmerei 

als Sachbearbeiter Haushalt/Planung und ab 1999 als Finanzmanager. 2001 folgte der Studien-
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abschluss als Verwaltungsbetriebswirt (VWA) an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie in 

Schwerin. Seit 2002 ist er nebenamtlicher Dozent des Studieninstituts Mecklenburg für die 

Fächer Verwaltungsbetriebswirtschaft und Abgabenrecht. Am 30.01.2011 wurde er in Direkt-

wahl als hauptamtlicher Bürgermeister der Stadt Neustadt-Glewe gewählt und trat seinen Dienst 

ab 01.03.2011 an. Ebenfalls 2011 beendete er erfolgreich sein Studium mit dem Abschluss 

Diplomkaufmann (FH). 2013 wurde ihm nach einem weiteren Studium der akademische Grad des 

Master of Business Consulting (M.BC.) verliehen. Zum 31.05.2015 legte er auf eigenen Wunsch 

sein Amt als Bürgermeister nieder. Seit dem 01.06.2015 ist er als Kämmerer für den Landkreis 

Ostprignitz-Ruppin tätig.  

 

Horst Bernhardt, Jahrgang 1947, trat 1966 in den Dienst des ehemaligen Amtes Blankenstein-

Ruhr ein. Nach der Ausbildung zum gehobenen Dienst übernahm er 1972 als Abteilungsleiter die 

Vermögens- und Schuldenverwaltung sowie die zentrale Betriebsabrechnung in der Kämmerei 

der aus der kommunalen Neuordnung hervorgegangenen Stadt Hattingen. Zugleich wurde er als 

Hauptsachbearbeiter in der Haushaltsabteilung eingesetzt, verbunden mit der Ausbildungsbetreu-

ung in der gesamten Finanzverwaltung. Nach einem zwischenzeitlich erfolgten Studium an der 

Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie Industriebezirk wechselte er im April 1978 als hauptamt-

licher Dozent zur Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Abteilungen Wuppertal und 

Gelsenkirchen zuständig für die Lehre für „Kommunales Finanzmanagement (Öffentliche    

Finanzwirtschaft)“, "Rechnungswesen“, „Kosten- und Leistungsrechnung/Wirtschaftlichkeits-

rechnung“ und „Steuerrecht“. Bis zu seiner Pensionierung im Jahre 2012 führte er Fortbildungs-

veranstaltungen für das kommunale Studieninstitut Mecklenburg-Vorpommern zu haushaltswirt-

schaftlichen Themen sowie Bilanzbuchhalterlehrgänge in Mecklenburg-Vorpommern durch. 

 

Klaus Mutschler, Jahrgang 1958, schloss 1981 sein Studium an der FHöV NRW ab. Er absol-

vierte den kommunalwissenschaftlichen Studiengangs an der Verwaltungs- und Wirtschafts-

akademie und schloss diesen 1989 mit Erwerb des Kommunaldiploms ab. Nach Wahrnehmung 

von Aufgaben als Standesbeamter und im Bereich des Stadtmarketing bei der Stadt Dortmund 

war er seit 1992 bis 2005 dort im Rechnungswesen tätig. Stationen waren hierbei die Hauptsach-

bearbeitung im Bereich Grundbesitzabgaben, die Geschäftsführung des Ausschusses für Finanzen 

und Liegenschaften sowie der Aufbau eines Immobilienmanagements und einer Anlagenbuch-

haltung. Seit Beginn des überörtlichen Modellprojektes im Jahre 1999 war er Mitglied des Pro-

jektteams der Stadt Dortmund. Neben unterschiedlichen Fortbildungsmaßnahmen zum kaufmän-

nischen Rechnungswesen schloss er in 2003 einen Zertifikats-Lehrgang zum Bilanzbuchhalter mit 

Erfolg ab. Letzte Aufgabenschwerpunkte waren die inhaltliche Betreuung von Fachbereichen 

beim Umstellungsprozess auf das doppische Rechnungswesen sowie die Durchführung von dies-

bezüglichen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. Im September 2005 wechselte er als hauptamt-

licher Dozent zur Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Abteilung Köln, nunmehr 

Abteilung Gelsenkirchen, Außenstelle Dortmund. Er vertritt dort im Wesentlichen die Fächer 

„Kommunales Finanzmanagement“ und „Rechnungswesen“. 

 

Christoph Stockel-Veltmann, Jahrgang 1965, trat 1985 in den Dienst der Stadt Rheine ein. Nach 

Abschluss der Ausbildung für den gehobenen Verwaltungsdienst und einem kurzen Einsatz als 

Personalsachbearbeiter schloss sich von 1989 bis 1993 ein Studium der Volkswirtschaftslehre an 

der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster an. Nach Tätigkeiten als Wissenschaftlicher 

Mitarbeiter an der Universität Münster und als Abteilungsleiter in der Kämmerei der Stadt Telgte 

war er von 1999 - 2004 Leiter des „Modellprojekts zur Einführung des doppischen Kommunal-

haushalts“ im Finanzdezernat der Stadt Münster. In dieser Funktion war er maßgeblich an der 

Konzeption des „Neuen Kommunalen Finanzmanagement“ (NKF) beteiligt und verantwortlich 

für die Umsetzung des Konzepts in fünf Pilotämtern der Stadt Münster. Seit Juli 2004 ist er 

hauptamtlicher Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW am Studien-

standort Münster. 
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